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2006 fanden unter militärischer EU-Auf-

sicht Parlaments- und Präsidentschafts-

wahlen in der Demokratischen Republik 

Congo (DRC) statt, zuletzt siegte der von 

der „internationalen Gemeinschaft“ favori-

sierte Joseph Kabila in einer Stichwahl gegen 

Jean-Pierre Bemba, der nun die Opposition 

führt. Am 27. Januar wählten die neuen 

Provinzparlamente ihre jeweiligen Gouver-

neure. Der deutliche Sieg des Kabila-Lagers 

auch bei diesen Abstimmungen verursachte 

Anfang Februar Unruhen im Westen des 

Landes, bei denen über hundert Menschen 

umkamen. Auch die im Land stationierten 

UN-Soldaten kamen dabei zum Einsatz 

gegen Demonstranten.

Überraschenderweise wurden in sechs 

der elf kongolesischen Provinzen, inklu-

sive der Bemba-Hochburg Kinshasa, die 

Kandidaten des Kabila-Bündnisses zum 

Gouverneur gewählt, jedenfalls gab die 

„Unabhängige Wahlkommission“ (CEI) 

entsprechende Ergebnisse am 28. Januar 

bekannt. In den beiden Kasai-Provinzen im 

Zentrum des Landes wurde die Wahl auf 

den 10. Februar verschoben, da dort zwei 

Tage vor dem Wahltermin die aussichts-

reichen Kandidaten der Partei Bembas 

von der CEI ausgeschlossen wurden. Zur 

Begründung hieß es, sie hätten neben 

der kongolesischen noch eine belgischen 

Staatsbürgerschaft erworben, was nach der 

Verfassung nicht erlaubt ist. Unabhängig 

davon hat das Kabila-Bündnis AMP die 

Oberhand in allen Institutionen der neuen 

kongolesischen Verfassung errungen: neben 

der Mehrheit in der Nationalversammlung 

und den Provinzparlamenten haben Letzte 

auch mehrheitlich Senatoren und Gouver-

neure der AMP nach Kinshasa entsandt, 

wobei einige Bestechungsfälle öff entlich 

wurden. Kabila selbst kann aufgrund einer 

Ausnahmeregelung Präsident werden, laut 

Verfassung ist er eigentlich zu jung.

Damit hat die EU ihr Ziel erreicht, im 

vermeintlich gescheiterten Staat eine neue 

politische Führung zu installieren, bzw. die 

alte durch Wahlen und Institutionen nach 

westlichem Muster zu legitimieren. Dass 

es bei den Wahlen zu zahlreichen Unregel-

mäßigkeiten und Toten kam, Kandidaten 

ohne eigene Milizen und Millionenetats 

für den Wahlkampf weit gehend chancen-

los blieben und die größte zivile Partei, die 

UDPS, sowie zeitweise auch die katholische 

Kirche zum Boykott aufriefen, wird von 

den EU-Offi  ziellen gerne unter den Tep-

pich gekehrt, um den Einsatz von Soldaten 

im Vorfeld und während der Wahlen als 

erfolgreiche Friedensmission darzustellen. 

Dennoch kann von Frieden in der DRC 

nach wie vor keine Rede sein.

Anhaltender Krieg

Weiterhin sind 16.500 Soldaten - haupt-

sächlich aus Indien, Pakistan und Bangladesh 

- unter deutsch-französischer Führung mit 

der UN-Truppe MONUC im Land aktiv. 

War es zunächst Aufgabe der MONUC, 

den Waff enstillstand zwischen den Bür-

gerkriegsparteien und Milizen durchzu-

setzen, ist sie mittlerweile im Rahmen der 

Sicherheitssektorreform hauptsächlich mit 

der „Entwaff nung“ und Wiedereingliede-

rung der Milizionäre in die neue, offi  zielle 

Armee FARDC beschäftigt. Dies beinhal-

tet ein robustes Vorgehen gemeinsam mit 

der FARDC gegenüber den Einheiten, 

die sich der Widereingliederung widerset-

zen. In der Provinz Nord-Kivu kommt es 

immer wieder zu Gefechten zwischen der 

FARDC und den Truppen des abtrünnigen 

Generals Nkunda, dem aber gute Kontakte 

zur MONUC nachgesagt werden und der 

nun einige Einheiten an die FARDC über-

gab. In Süd-Kivu unterstützt die MONUC 

die Truppen bei Kämpfen gegen General 

Rukunda und Partisanen der so genannten 

Moramvia-Gruppe. Deutliche Warnun-

gen äußerte der militärische Sprecher der 

MONUC außerdem gegenüber der FNI 

des Warlords Peter Karim, was auf eine 

anstehende militärische Kampagne der 

MONUC hindeutet. Bei gemeinsamen Ein-

sätzen von MONUC und FARDC kommt 

es immer wieder zu anschließenden Plün-

derungen und Brandschatzungen durch die 

neue nationale Armee, die mit Hilfe der 

EU und Belgiens ausgebildet und ausgerü-

stet wird. Kein Wunder, denn sie setzt sich 

fast ausschließlich aus ehemaligen Milizio-

nären zusammen, die irgendwann gefangen 

genommen wurden oder sich freiwillig in 

so genannte Entwaff nungscamps begaben. 

Dort warten sie oft Monate auf ihre neue 

Ausrüstung und es kommt immer wieder 

zu Aufständen und Massenausbrüchen in 

diesen Lagern, zuletzt am 23. Januar in 

Kabinda (Kasai-Oriental). Wenn sie dann 

Teil der Armee sind, erhalten sie kaum Sold 

und leben weiter von Plünderungen. In 

weiten Teilen des Landes wird die FARDC 

von der Bevölkerung als größte Bedrohung 

wahrgenommen. In Bunia (Ituri) meuterten 

Einheiten der FARDC im Januar, verlang-

ten die Auszahlung einer Neujahrsprämie, 

lieferten sich eine Schießerei mit der Polizei 

und plünderten anschließend Geschäfte.

Oft melden sich ganze Brigaden der Mili-

zen nach Verhandlungen ihres Führers mit 

der MONUC und werden dann wiederum 

als eigenständige Einheiten in die FARDC 

eingegliedert. Dies erleichtert es den Solda-

ten, innerhalb der FARDC quasi weiterhin 

als eigenständige Miliz zu agieren oder sich 

mit der neuen Ausrüstung wieder ihren 

alten Führern anzuschließen. Unidentifi -

zierte Soldaten überfi elen im letzten Monat 

in Kasai-Occidental einen Diamanten-

händler und erschossen in Kinshasa einen 

Studenten, der sich weigerte, ihnen Geld zu 

geben. 

Sicherheitssektorreform statt Armutsbe-
kämpfung

Die EU begleitet den Aufbau der neuen 

Armee mit einer eigenständigen ESVP-

Mission (EUSEC DR CONGO), in deren 

Rahmen EU-Militärs unter französischer 

Führung bereits im Juni 2005 als Berater 

in die Führungsebene der FARDC entsandt 

wurden.

Das Scheitern bei der Erzwingung eines 

Gewaltmonopols ist dem nebenher von 

extremem Reichtum und Massenarmut 

geschuldet. So ist in den letzten Wochen 

in mehreren Landesteilen und Vierteln der 

Hauptstadt der Strom ausgefallen oder aus 

Protest abgestellt worden, da die Angestell-

ten keinen Lohn erhalten. Immer wieder 

wird gegen Armut und Misswirtschaft 

gestreikt und demonstriert. In Kisangani 

haben die MitarbeiterInnen des Wasser-

werks nach 37 Monaten ohne Löhne das 

Trinkwasser abgedreht. Die „internationale 

Gemeinschaft“ stellt der politischen Klasse, 

die lediglich an ihrer Bereicherung inter-

essiert ist, im Gegenzug zu Schürf- und 

Handelsabkommen bewaff nete Einheiten 

zur Bekämpfung der Bevölkerung zur Ver-

fügung. Während sich die australischen, 

kanadischen und europäischen Firmen 

auf die aus der „neuen Stabilität“ erwach-

senden Investitionsmöglichkeiten freuen, 

bildet Frankreich in der DRC Einheiten 

zur Aufstandsbekämpfung aus. Die EU ist 

parallel dazu ebenfalls seit 2005 mit einer 

Nach den Wahlen: 
Aufstandsbekämpfung 
Anhaltende Gewalt in der DRC

von Christoph Marischka
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Polizeimission (EUPOL KINSHASA) 

dabei, integrierte Polizeieinheiten (Inte-

grated Police Units, IPUs) aufzustellen, 

deren Aufgabe ursprünglich der Schutz der 

Übergangsregierung war und die nun die 

öff entliche Ordnung in Kinshasa herstellen 

sollen. Kurz nach deren Indienststellung 

kam es am 30. Juli 2005 zu Protesten gegen 

die Übergangsregierung, bei denen meh-

rere Menschen von der Polizei erschossen 

wurden. Der EU-nahe Th inktank „Inter-

national Crisis Group“ bezeichnete die von 

der EU mit Entwicklungshilfegeldern auf-

gebauten Einheiten schon vor der Wahl als 

Kabila-treu und sie waren es auch, die sich 

im Vorfeld der Stichwahlen Scharmützel 

mit Bembas Truppen lieferten, die letzt-

lich zur Eskalation vor Bembas Residenz 

und damit zum ersten Einsatz der EUFOR 

Truppen, welche die Wahlen absichern soll-

ten, führten.

Über 100 Tote bei Protesten gegen die 
Wahl

Nachdem es nach den Wahlen zunächst 

verhältnismäßig ruhig geblieben war, brei-

tet sich die Gewalt nun wieder aus und 

dringt bis in den äußersten Westen vor. 

Der Sieg von Kabilas Parteienbündnis in 

Kinshasa und der westlich gelegenen Pro-

vinz Bas-Congo schürte Vermutungen 

über Bestechungen, da hier Bemba über 

große Unterstützung verfügt. Eine poli-

tisch-religiöse Gruppierung in Matadi 

rief für den ersten Februar 2007 zu einem 

Generalstreik gegen das Wahlergebnis auf, 

woraufhin ihr Büro von der Polizei über-

fallen und 12 Anhänger getötet wurden. In 

der gesamten Provinz brachen noch in der 

selben Nacht Unruhen aus, die zwei Tage 

andauerten und bei denen nach Angaben 

der MONUC über hundert Menschen von 

Polizei und Soldaten erschossen wurden. 

Dabei kamen auch angolanische Soldaten 

zum Einsatz - traditionelle Verbündete 

Kabilas, deren Anwesenheit auf dem Ter-

ritorium der DRC er aber stets geleugnet 

hat. Nachdem die Demonstranten gezielt 

Fahrzeuge der MONUC attackiert hätten, 

seien auch UN-Soldaten gegen die sie vor-

gegangen. 

Nun steigt auch in Kinshasa die Angst 

vor neuen Unruhen, jugendliche Bewohner 

der Armenviertel veranstalten am Sonntag 

öff entliche Wehrsportübungen. Der Mili-

tärgouverneur Kinshasas, General Liwanga, 

sprach deutliche Drohungen gegen Bemba 

aus, man werde ihn zur Verantwortung 

ziehen, wenn es zu gewalttätigen Protesten 

kommt. Auch in den zentral gelegenen 

Kasai-Provinzen wurde zu Streiks gegen die 

neue Regierung aufgerufen. 

Regierung gebildet

Zehn Wochen nach der Bestätigung 

seines Wahlsiegs konnte Kabila am Abend 

des 5. Februar das neue Kabinett vorstel-

len, in dem er die wichtigsten Positionen, 

insbesondere im Bereich Sicherheit und 

Wirtschaft, mit Verbündeten besetzt hat. 

Mit Denis Kalume Numbi wird ein enger 

Vertrauter Kabilas Innenminister. Die neue 

Regierung besteht aus 59 Mitgliedern: 6 

Staatsminister, 33 Minister und 20 Stellver-

treter. Viele Ministerposten wurden bereits 

zuvor vergeben, um die Unterstützung von 

Kandidaten aus dem ersten Wahlgang in 

der Stichwahl für Kabila zu sichern. Außen-

minister wurde der frühere Milizenführer 

Mbusa Nyamwisi, der Sohn des früheren 

Diktators Mobutu ist nun Landwirtschafts-

minister. Bereits kurz nach der Wahl wurde 

der Polit-Veteran Gizenga, der bereits in 

den 1960ern nach den ersten freien Wahlen 

unter Lumumba mitregierte, als Premiermi-

nister benannt. Dies war bereits die größte 

Überraschung, da angenommen wird, dass 

ihm die Kooperation mit Kabila schwer 

fallen dürfte.

Die Opposition kritisiert diese Regie-

rungsbildung. Tatsächlich dürfte sie in dem 

durch die Präsidentschaftswahl tief gespal-

tenen Land zu neuen Konfl ikten führen. 

Bei der Wahl sprach sich die Bevölkerung 

in den jeweiligen Regionen meist mit 

überwältigender Mehrheit für einen der 

Kandidaten (Bemba oder Kabila) aus. Im 

Osten, wo der Bürgerkrieg latent weiter 

geht, wurde überwiegend Kabila gewählt, 

da er aufgrund seiner guten Kontakte zum 

Ausland als Friedensgarant wahrgenommen 

wurde. Bemba konnte vor allem im Westen 

und dort insbesondere in den Armenvier-

teln Kabila den Ausverkauf der kongole-

sischen Reichtümer vorwerfen und damit 

Stimmen sammeln.

Unter den 54 Ministern und Stellvertre-

tern sind nur neun Frauen. Das Parlament 

hat am 26. Januar schon einmal mit 458 

gegen 42 Stimmen verfügt, dass weibliche 

Abgeordnete ihr Rederecht verlieren, wenn 

sie Hosen statt Röcken tragen. 

Der parlamentarische Staatssekretär des 

Verteidigungsministeriums, Th omas Kos-

sendey, präsentierte den Mitgliedern des 

Verteidigungsausschusses am 28. Februar 

2007 eine erste Evaluation des Kongo-

einsatzes. Dieser Bericht verstärkt den 

Eindruck, dass es bei dem Kongo-Einsatz 

nicht in erster Linie um Förderung von 

Demokratie und Verbesserung der Situa-

tion der Menschen in Kongo ging, son-

dern um die Etablierung der Europäischen 

Union als global agierende Militärmacht. 

Wörtlich heißt es in dem Dokument: „Mit 

der Operation EUFOR RD CONGO hat 

die EU ihre Handlungsfähigkeit als globa-

ler Sicherheitsakteur unter Beweis gestellt. 

... EUFOR RD CONGO ist ein Meilen-

stein in der Entwicklung der Europäischen 

Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

(ESVP)“. Der Frage, ob der Militärein-

satz die Lebenssituation der Menschen im 

Kongo verbessert hat, wird an keiner Stelle 

des zweiseitigen Dokumentes nachgegan-

gen. Stattdessen geht es im vorliegenden 

Bericht um die Unterbringung der Solda-

ten, um deren Versorgung, Betreuung und 

Fürsorge sowie um deren Ausrüstung. Bis 

auf kleinere Probleme ist die Bundeswehr 

mit diesen Bereichen zufrieden. Ebenfalls 

stolz ist der Bericht darauf, dass das Kon-

zept der Multinationalität der Einsätze 

funktioniert habe und das Kommando 

Operative Führung Eingreifkräfte in Ulm 

seine Aufgaben erfüllt habe.

Unzufrieden ist der Bericht jedoch damit, 

dass es schwer war, genügend Länder zu 

fi nden, die Truppen für den Einsatz zur 

Verfügung stellten. Nun wird nach einer 

Lösung gesucht, um bei zukünftigen EU-

Einsätzen schnell genügend Truppen zur 

Verfügung zu haben. Es ist zu befürch-

ten, dass hier einem weiteren Ausbau der 

europäischen Schlachttruppen (Battle 

Groups) das Wort geredet wird. Schnell 

einsetzbare integrierte EU-Truppen sind 

unter militärischen Gesichtspunkten nur 

sinnvoll, wenn diese mit einer gewissen 

Wahrscheinlichkeit auch eingesetzt werden 

können. Nationale Vorbehalte würden die 

Einsatzfähigen von Battle Groups nur 

stören. Deswegen ist eher kurz- als mittel-

fristig damit zu rechnen, dass die Rechte 

des Parlaments bei der Kontrolle von Aus-

landseinsätzen weiter beschnitten werden. 

Entsprechende Vorstöße aus den Reihen 

der Regierungskoalition gibt es bereits.

Claudia Haydt

Ein Erfolg für die Militärmacht EU? EU-FOR Congo Evaluation


